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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Ergänzung der Richtlinie Nr. 71/286/EWG 
des Rates vom 26. Juli 1971 über die von den Mitgliedstaaten durchzuführenden 
statistischen Erhebungen zur Ermittlung des Produktionspotentials bestimmter 
Baumobstanlagen 


DER Ry\T DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

1. Die Richtlinie Nr. 71/286/EWG des Rates vom 
26. Juli 1971 ’) über die von den Mitgliedstaaten 
durchzuführenden statistischen Erhebungen zur 
Ermittlung des Produktionspotentials bestimm- 
ter Baumobstanlagen verpflichtet die Mitglied- 
staaten, im Jahre 1972, danach alle fünf Jahre 
im Frühjahr, Erhebungen über solche Baumobst- 
anlagen in ihrem Hoheitsgebiet durchzuführen, 
die der Erzeugung von Tafeläpfeln, Tafelbirnen, 
Pfirsichen und Apfelsinen dienen. 

2. Wegen nicht vorhersehbaren, unüberwindlichen 
Schwierigkeiten haben einige Mitgliedstaaten die 
in dieser Richtlinie festgesetzten Termine nicht 
einhalten können, sei es, daß sie die Erhebung 
nicht im Jahre 1972 durchführen konnten, sei es, 
daß sie die Erhebungsergebnisse der Kommission 
nicht vor dem 1. September 1973 mitteilen konn- 
ten. 

3. Die Ergebnisse dieser Erhebungen werden je- 
doch dringend benötigt, da sie die Grundlage für 
eine Vorausrechnung der Entwicklung der Pro- 
duktionskapazität dieser Baumobstanlagen bilden 


und für die mittelfristige Vorausschätzung der 
Erzeugung und des Marktangebots unentbehr- 
lich sind. 

4. Es muß daher dafür gesorgt werden, daß auch 
die Erhebungen und Mitteilungen in den An- 
wendungsbereich dieser Richtlinie einbezogen 
werden, die von einzelnen Mitgliedstaaten erst 
nach Ablauf der ursprünglich vorgesehenen Fri- 
sten in diesem Zusammenhang nachgeholt wer- 
den — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN; 

Artikel 1 

In die Richtlinie Nr. 71 286 EWG des Rates vom 

26. Juli 1971 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

„Artikel 9 a 

(1) Mitgliedstaaten, die nicht in der Lage waren, die 
Termine für die Durchführung der in Artikel 1 
Erhebung und/ oder für die Übermittlung der Er- 
gebnisse an die Kommission einzuhalten, können; 

a) diese Erhebung bis spätestens im Frühjahr 
1974 durchführen; 

b) die Ergebnisse dieser Erhebung bis spätestens 
12 Monate nach ihrer Durchführung, jedoch 
nicht später als bis zum 31. Dezember 1974 
der Kommission mitteilen. 
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(2) Macht ein Mitgliedstaat von Absatz l Gebrauch: 

a) so verschieben sich für diesen Mitgliedstaat 
die in den Artikeln 5 und 6 vorgesehenen 
Termine um jeweils ein Jahr, sofern die in 
Artikel 1 vorgesehene Erhebung nachgeholt 
wird; 

l)) ist der in Artikel 9 Absatz 4 vorgesehene 
Antrag bis spätestens zum 31. Dezember 1974 
zu stellen.“ 


Artikel 2 

In Artikel 8 Satz I der Richtlinie Nr. 71 286/ EWG 
des Rates werden die Termine: 

-- „1. Januar 1975“ durch „1, Januar 1976“ 

- und „1. Januar 1976“ durch „1 . Januar 1977" 
ersetzt. 


./\ r t i k e 1 3 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
28. Januar 1974 - 1/4 - 680 70 -E- Er 17/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 11. Januar 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften über- 
mittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlog ist vorgesehen, die 
Anhörung des W irtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Begründung 


Durch die Richtlinie Nr. 7 1/286/ EWG des Rates vom 
26. Juli 1971 werden die Mitgliedstaaten verpflichtet. 

— auf ihrem Hoheitsgebiet im Jahre 1972 Erhebun- 
gen über bestimmte Baumobstanlagen durchzu- 
führen und dann 

— die Ergebnisse dieser Erhebungen spätestens bis 
zum 1, September 1973 der Kommission mitzu- 
teilen. 

Wegen nicht vorhersehbarer, unüberwindlicher tech- 
nischer Schwierigkeiten konnten in einigen Mitglied- 
staaten die in der Richtlinie Nr. 71 /286/EWG festge- 
setzten Termine nicht eingehalten werden, sei es 
bei der Durchführung der Erhebung, sei es bei der 
Aufbereitung und Übermittlung der Ergebnisse. 

Der Obstmarkt ist durch ein Ungleichgewicht zwi- 
schen Angebot und Nachfrage gekennzeichnet. In- 
formationen über die zukünftige Entwicklung des 
Produktionspotentials bestimmter Obstbaumanlagen 
sind daher notwendig, um auf Gemeinschaftsebene 
regulierende Maßnahmen treffen und über eine bes- 
sere Stabilisierung der Märkte die Obstanlagen der 
Gemeinschaft sanieren zu können. 

Aus diesem Grunde besteht in der Kommission und 
den verantwortlichen Dienststellen der Mitgliedstaa- 
ten, aber auch bei den betroffenen berufsständischen 
Vertretungen ein großes agrarpolitisches Interesse 
sowohl an der Durchführung und Auswertung der 
Obstbaumerhebungen als auch an ihrer gemein- 
schaftlichen Finanzierung. Unter diesen Umständen 
ist es notwendig, die Richtlinie Nr. 71 /286/EWG des 
Rates hinsichtlich der Termine zu ergänzen. 
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